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Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  

 

Geschäftsführervertrag - freies Dienst-

verhältnis 
  

Der Geschäftsführer einer GmbH wird für diese in aller Regel auf der 

Grundlage eines freien Dienstvertrags, nicht eines Arbeitsvertrags, tätig. 

Auch gegenüber einem Geschäftsführer als freien Dienstnehmer steht der 

Gesellschaft ein unternehmerisches Weisungsrecht zu. Eine Weisungsge-

bundenheit des GmbH-Geschäftsführers, die so stark ist, dass sie auf ei-

nen Status als Arbeitnehmer schließen lässt, kommt allenfalls in extremen 

Ausnahmefällen in Betracht. 

 

Das Anstellungsverhältnis wandelt sich auch nicht ohne Weiteres durch 

den Verlust von zuvor übertragenen Geschäftsführeraufgaben in ein Ar-

beitsverhältnis um. Das kommt allerdings dann in Betracht, wenn der Ge-

schäftsführer bei der Ausübung seiner verbliebenen Tätigkeiten einem 

Weisungsrecht der Gesellschaft unterliegt. 

 

Dementsprechend gelten bei der Kündigung eines Geschäftsführerdienst-

vertrags andere Vorgaben als für einen Arbeitsvertrag. Wird beispiels-

weise die Vergütung nach Monaten bemessen, ist die Kündigung spätes-

tens am 15. eines Monats für den Schluss des Kalendermonats möglich 

und bei einer Vergütung, die nicht nach Zeitabschnitten bemessen wird, 

jederzeit. 

 

 
 
 
 
 
 

 
 



Familienrecht/Erbrecht 
 

Anfechtung der Vaterschaft  

des rechtlichen durch den biologischen Vater 
  

Ein biologischer Vater ist nur dann berechtigt, die (rechtliche) Vaterschaft 

des Ehemanns der Mutter oder eines anderen Mannes, der die Vaterschaft 

anerkannt hat, zu beseitigen, wenn keine sozial-familiäre Beziehung zwi-

schen dem rechtlichen Vater und dem Kind besteht. 

 

Von einer solchen Bindung kann ausgegangen werden, wenn der rechtli-

che Vater für das Kind tatsächlich die Verantwortung trägt. Dem kann der 

leibliche Vater nach einem Beschluss des Oberlandesgerichts Hamm vom 

12.11.2020 nicht entgegenhalten, dass er vor der Geburt des Kindes noch 

gelegentlichen Kontakt zur Mutter des Kindes hatte und er mit Beginn der 

Schwangerschaft Verantwortung für das Kind übernehmen wollte. 

 

 

Sonstiges 
 

Kein Anspruch an Versicherung infolge  

Betriebsschließung im Zuge der Corona-

Pandemie 
  

Verspricht eine Betriebsschließungsversicherung Deckungsschutz für "nur 

die im Folgenden aufgeführten" Krankheiten und Krankheitserreger, wo-

bei Covid-19 und Sars-Cov-2 (auch sinngemäß) nicht genannt sind, be-

steht kein Versicherungsschutz bei Betriebsschließungen wegen des neu-

artigen Corona-Virus. Zu dieser Entscheidung kamen die Richter des Ober-

landesgerichts Hamm (OLG) in einem einstweiligen Rechtsschutzverfah-

ren am 15.7.2020. 

 

Das Oberlandesgericht Stuttgart (OLG) hat am 18.2.2021 zwei ähnlich be-

gründete Entscheidungen über Ansprüche von Gastronomen getroffen, die 

ihren Betrieb aufgrund der im März 2020 erlassenen Corona-Verordnung 

des Landes Baden-Württemberg schließen mussten. Die Gastronomen 

hatten bei unterschiedlichen Versicherungsgesellschaften sog. Betriebs-

schließungsversicherungen abgeschlossen. Aufgrund von behördlich ver-

ordneter Betriebsschließung verlangten sie Leistungen von den jeweiligen 

Versicherungen, die diese aber verweigerten. 

 

In der Begründung führt das OLG aus, dass die Versicherungsbedingun-

gen jeweils abgeschlossene und nicht erweiterbare Kataloge enthielten. 

Diese könnten nicht im Sinne einer dynamischen Verweisung auf die je-

weils geltenden Regelungen des Infektionsschutzgesetzes verstanden 

werden. Die Regelungen sind für einen durchschnittlichen gewerblichen 

Versicherungsnehmer nicht überraschend und nicht intransparent. 


